
Satzung über die öffentlichen Bestattungseinrichtungen

vom I 0. Dezember 1 993

Die Gemeinde Außernzel I (nachfolgend stets kurz

"die Gemeinde" genannt) erläßt aufgrund der Art.23
u. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung

für den Freistaats Bayern vom 06.01.1993 (BayRS 20 20-1-1-I)
zuI. geändert durch Gesetz vom 18.07.1 993 (GVB1. S. 392)

unter Beachtung der Vorschriften und der Verordnung
des Bayer. Staatsministerium des Innern vom 09.12.1970
l.BestV - (GVBI. S. 671) folgende

SATZUNG
über die

öffentl ichen Bestattungseinrichtungen

TE I L I

Al lgemeine Vorschriften

SI
Gegenstand der Satzung

Die
für
1.)
2.)
3. )

GemeÍnde unterhält die erforderl ichen Einrichtungen
das Bestattungsv'/esen. Zu diesen Einrichtungen gehören:

der Friedhof,
das Leichenhaus mit Aussegnungshal le und Nebenräumen,

die Parkplätze im Bereich des Friedhofs.

SZ
Benutzungsrecht und Benutzungszwang

Das Recht und die Pfl icht zur Benutzung ( Inanspruchnahme)
der einzelnen Bestattungseinrichtungen bestimmt sich nach

Maßgabe dieser Satzung.

Nichtamtliche Lesefassung zur Veröffentlichung auf der Homepage der Gemeinde Außernzell.
Rechtlich verbindlich sind ausschließlich die im Rathaus hinterlegten ein einsehbaren Fassungen nebst Änderungen
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TE I L I I

Der Fr i edhof

s3
Benutzungsrecht

1 ) Der Friedhof dÍent der würdigen Bestattung der ver-
storbenen Gemeindeeinwohner sowie derjenigen Per-
sonen, denen ein Grabbenutzungsrecht im gdl. Fried-
hof zusteht.

2) Die Bestattung anderer Personen bedarf der Erlaubnis
durch die Gemeinde. Sie wird ertei lt, wenn

a) entsprechende Grabplätze zur Verfügung stehen,
b) der Verstorbene über kein Bestattungsrecht in einer

anderen Geme i nde verfügt.

3) In einen Grabplatz darf
bestattet werden. Di e SS

unberührt.
Totgeburten (S 6 BestG)

be i gesetzt werden .

nicht mehr als eine Leiche
7 Abs. 4 und I Abs. 2 bleiben

müssen in eigenen Gräbern

TE I L I I I
Die Grabstätten

S+
Grabarten

Gräber im Sinne dieser Satzung sind

a) ReÍhengräber (Einzelgrabstätten),
b) Fami I iengräber (Wahlgrabstätten ).
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s5
Auftei lungspläne

Die Anlage der Grabplätze richtet sich nach dem Fried-
hofsplan (Belegungsplan) der Gemeinde. In ihm sind die
einzelnen Grabstätten fortlaufend numerÍert.

SO
Re i hengräber ( E i nze I grabstätten )

1 ) Wird eine I,'lahlgrabstätte nicht in Anspruch genommen,

weist die Gemeinde dem Bestattungspfl ichtigen eine
Einze I grabstätte zu.

2) Reihengräber werden grundsätzl ich für die Dauer der
Ruhefrist (S 26) zur Belegung zur Verfügung gestellt.
Die Grabplätze werden nach Ablauf der Ruhefrist neu

belegt.

3) In Reihengräbern wird der Reihe nach beigesetzt.

4) Aus einem Reihengrab kann nur in ein Fami I iengrab
umgebettet werden.

s7
Fami I iengräber (þ'lahlgrabstätten )

1) An einem Grabplatz oder an einem Gräberfeld kann ein
Benutzungsrecht erh,orben werden. Ein Anspruch auf den

Erwerb oder die Verlängerung besteht nicht.

2) Das Benutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der
Ruhefrist verliehen.

3) Die Familiengräber bestehen aus 2 oder 3 Grabplätzen.
Bei Tieferlegung i st die doppelte Anzahl von Grabplätzen
möglich.

4) Soweit in einem Grab während der Ruhefrist eine weitere
Leiche beigesetzt werden sol I (Tieferiegung ), ist be-

reits bei der erstmaligen Belegung des Grabes die Grab-

tiefe so zu bemessen, daß beÍ einer Nachbelegung die
Mindesttiefe nach S g Abs.3 noch eingehalten werden kann.
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SA

Aschenbe i setzungen

1 ) Urnen müssen unterÍrdisch beigesetzt werden.

2) In einem Fami I iengrab dürfen die Aschenreste
mehrerer Verstorbener einer Fami I ie (vgl. S tO
Abs. 5 der Satzung ) beigesetzt werden, jedoch

nicht mehr als 1 Urne je Quadratmeter.

3) Soweit Aschenbeisetzungen in Familiengräbern
erfolgen, gelten die Bestimmungen des S Z Abs.1

und 2 entsprechend.

4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechts kann die Gemeinde

über das Grab verfügen und die beigesetzten Urnen

entfernen. Hiervon werden die Erwerber, die Erben

oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig von der
Gemeinde benachrichtigt. Wird von der Gemeinde über
das Grab verfügt, so ist sie berechtÍgt, in der von

ihr bestimmten Stel le des Friedhofes die Aschen-
behälter in würdiger Weise der Erde zu übergeben.
Die Vorschriften der Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend,
wenn eine Urne ausnahmsweise in einem Reihengrab
be i gesetzt wi rd .
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se
Größe der Gräber einschl. der Zwischenwege

1 ) Die einzelnen Grabstel len haben folgende Ausmaße:

Reihengräber

Fami I iengräber
(2-fach Gräber)

Fami I iengräber
( 3-fach Gräber )

Länge

Bre i te

Länge

Bre i te

Länge

Bre i te

2,20
0 ,80

2,50
1 ,50

3,00
2,50

Mete r
Mete r

Mete r
Meter

Meter
Meter

2) Der Abstand von Grabstelle zu Grabstelle beträgt
50 cm.

3) Die Tiefe des Grabes bis zur 0berkante
beträgt:

a) bei Kindern bis 7 Jahre wenigstens
b) bei ert,\,achsenen Personen wenigstens
c ) bei Tieferlegung
d) die Bei setzungstiefe für Urnen

beträgt wen Í gstens

des Sarges

1,10
1 ,20
1 ,90

Meter,
Meter
Meter

S lo

Rechte an Grabstätten

1 ) An sämtlichen Grabstätten bestehen nur Rechte
den Bestimmungen dieser Satzung. Ein E'igentum
n Í cht erworben werden.

1 ,00 Meter

nach

kann

2) Nach Erl öschen des Benutzungsrechtes kann d i e Geme i nde

über die Grabstätte anderweitig verfügen. HÍervon wer-
den die Erwerber, die Erben oder die Pfleger des

Grabes rechtzeÍtig von der Gemeinde benachrichtigt.
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3) Das Benutzungsrecht an Grabplätzen für FamÍ I iengräber
wird an eÍnzelne natiirl iche Personen verl iehen, !'rorüber

dem Benutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestel lt
wÍrd.

4) Das Grabbenulzungsrecht (Absatz 3) wird auf Antrag des

Benutzungsberechtigten verlängert, wenn der Platzbe-
darf des Friedhofs es zuläßt.

5) Der Benutzungsberechtigte hat das Recht, im Fami I ien-
grab bestattet zu werden und Mitglieder seiner Familie
(Ehegatte, Kinder, Eltern und unverheiratete Geschwister)
idarin bestatten zu Iassen. Die Gemeinde kann hiervon
Ausnahmen zu I assen.

$ tt
Umschre i bung des Benutzungsrechts

1 ) Zu Lebzeiten des Benutzungsberechtigten kann die Um-

schre i bung e i nes Grabbenutzungsrechts der Ehegatte

oder ein Abkömml ing beanspruchen, wenn der Benutzungs-

berechtigte zugunsten des Ehegatten oder Abkömmlings

schriftl ich auf das Grabbenutzungsrecht verzichtet hat.

2) Nach dem Tode des Benutzungsberechtigten kann der-
jenige die Umschreibung eines laufenden Grabbenutzungs-

rechts auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Be-

nutzungsberechtigten in einer letztwi I I igen, rechts-
gü I t i gen Verfügung ausdrück I i ch zugewendet wurde.

Leben der Ehegatte oder ei n Abkömml i ng des Benutzungs-

berechtigten, so haben diese aber auf jeden Fall den

Vorrang.

3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabbenutzungs-

berechtigte eine Urkunde.
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S tz
Verz i cht auf Grabbenutzungsrecht

Nach Ablauf der Ruhefrist kann, abgesehen von den Fäl len
des S 1 1, auf ein darüber hinaus verl iehenes Grabbe-
nutzungsrecht mit Einwi I I igung der Gemeinde verzichtet
werden.

s 13

Beschränkung der Rechte an Grabstätten

1 ) Das Benutzungsrecht kann durch die Gemeinde' entzogen
werden, wenn die Grabstätte aus besonderen GrLinden an

dem 0rt n i cht mehr be I assen werden kann. Das Ei nver-
ständnis des Benutzungsberechtigten ist erforderlich,
falls die Ruhefrist des zuletzt in dem Grabe Bestatteten
noch nicht abgelaufen ist.

2) Bei Entzug des Benutzungsrechts wird dem Benutzungs-
berechtigten eine mögl ichst gleichwertige andere Grab-

stel le auf die Dauer der restl ichen Nutzungszeit zu-
gewiesen.

S tq
Pflege und Instandhaltung der Gräber

1 ) Jeder Grabp I atz i st spätestens sechs Monate nach der
Beisetzung bzw. nach der Verleihung des Benutzungs-
rechts würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und

in diesem Zustande zu erhalten.
Die Antegung von Grabhügeln ist nicht gestattet.

2) Bei Reihengräbern bleibt die übernahme dieser Pfl icht
der freien Vereinbanung der in S tt Abs.2 und 3

bezeichneten Personen überlassen. Der hiernach Ver-
pflich,tete gilt für die Dauer der Ruhefrist als
Ben ut zungsberecht i gter.
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3) Bei Fami I iengräbern ist der Benutzungsberechtigte
zur ordnungsgemäßen Pflege und Instandhaltung des

Grabplatzes verpf I ichtet.
4) übernimmt für ein Reihengrab niemand die Pflege und

Instandhaltung und entspricht der Zustand des Grab-
platzes nicht den Vorschriften dieser Satzung, so

i st die Gemeinde berechtigt, einen vorhandenen Grab-
". stein zu,êntfennen und den Grabplatz nach Ablauf

der Ruhefrist anderweitig zu vergeben

5) Entspricht bei einem Grabplatz, an dem ein Benutzungs-
recht besteht, der Zustand des Grabplatzes oder des

Grabmals nicht den Vorschriften dieser Satzung, so

findet S 33 dieser Satzung (Ersatzvornahme) Anwendung.

Werden hierbei die entstehenden Kosten auf ergangene
Aufforderungen hin nicht erset"zt, so kann das Benutzungs-
recht an der Grabstätte ohne Anspruch auf Entschäd i -
gung sofort oder mit Ablauf der Ruhefrist als erloschen
erklärt werden. Die Gemeinde ist in diesem Fal le berech-
tigt, das Grabmal zu entfernen und die Grabstätte nach

Ablauf der Ruhefrist anderweitig zu vergeben. Sobald
der Gemeinde dÍe entstandenen Kosten ersetzt sind, wird
auf Antrag das Grabmal herausgegeben.

S ts
Gärtnerische Gestaltung der Gräber

1) Lur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete
Gewächse zu verlvenden, welche die benachbarten Gräber
und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen.

2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden
ausschl ießl ich von der Gemeinde ausgeführt. In besonderen
Fäl len können Ausnahmen von der Gemeinde zugelassen werden o

!{enn benachbarte Gräber n i cht bee i nträcht i gt werden.
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3) Das Anpflanzen von Gehölzen (Zwergsträucher,;,

strauch.- oder baumartige Pflanzen, Bäume) auf
Gräbern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde.

Sie wird ertei It, wenn keine Beeinträchtigung
barter Gräber und Friedhofsanlagen zu erwarten

den

benach-
i st.

4) Die Gehölze auf und neben den Gräbern gehen in das

E i gentum der Geme i nde über.

5) Verwelkte BIumen und

Gräbern zu entfernen
PIätzen abzulagern.

verdorrte Kränze

und an den dafür
sind von den

vorgesehenen

s 16

Erlaubnispfl icht für Grabmäler und Einfriedungen

1 ) Die Errichtung von Grabdenkmälern, Einfriedungen,
Einfassungen und sonstigen baul ichen Anlagen oder

deren Rnderung bedarf - unbeschadet sonstiger Vor-
schriften, - der Erlaubnis der Gemeinde. Die Gemeinde

i st berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte

anderer notwendÍg i st und der Friedhofszweck es er-
fordert, Anordnungen zu treffen, die sich auf Werk-

stoff, Art und Größe der Grabdenkmäler, Einfriedungen
u s!v. bez i ehen .

2) 0hne Erlaubnis aufgestel lte Grabmäler u.ä.
Kosten des Verpf I ichteten von der Gemeir.rde

werden (vgl. S g¿ der Satzung).

können auf
entfernt

3) Die Erlaubnis zu? Errichtung eines Grabmals ist recht-
zeitig vorher bei der Gemeinde zu beantragen. Dem An-

trag sind die zur Prüfung des Entwurfs erforderl ichen
Zeichnungen in zweifacher Fertigung beizufügen und

zwar:
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a ) Grabmalentwurf einschl ießl ich Grundriß und Seiten-
ans icht im Maßstab I ; 1 0, mit Angabe des Werkstoffs,
der Bearbeitungsweise, der Schrift- und Schm'uckver-
teilung.

b) bei größeren, mehrstelligen Grabstätten auch ein
Lageplan im Maßstab 1 : 25 mit eingetragenem Grund-
riß des Grabmals.

In besonderen Fällen kann auch eine Schriftzeichnung
gefordert werden.

Aus den Teichnungen müssen alle Einzelheiten der Anlaqe
ersíchtt ich sein.

4) Die Erlaubnis kann versagt
nicht den Vorschriften der
entspri cht.

werden, urenn

SS 17 und 18

die Anlage
d i eser Satzung

5) Firmenbezeichnungen dürfen nur in unauffät I iger Weise,
mögl ichst seitl ich an den Grabdenkmälern angebracht
werden.

6) Jedes Grabdenkmal muß entsprechend seiner Größe dauer-
haft gegründet se i n . Der Benutzungsberecht i gte und

die in seinem Auftrag Handelnden haften für jede durch
die Errichtung von Grabzeichen und Einfassungen ent-
stehende Beschädigung der Grab- und Friedhofsanlagen.
Der Benutzungsberechtigte ist verantwortl ich, daß die
erforderlichen Aufräumungsarbeiten nach Beendigung
der Maßnahme dur,chgef ührt werden.
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S tz

Größe der Grabdenkmäler und Einfassungen

1 ) Grabdenkmäler dürfen, soweit es Sicherheit und

0rdnung im Friedhof erfordern, folgende Maße nicht
überschre i ten :

a)

b)

a)
b)

bei
bei

Reihengräbern
Familiengräbern

Höhe

Höhe

1,00 m

2,00.m.

Bre i te
Bre i te

1,70m

1,70n
1 ,00m

2,00m

)
2) Grabeinfassungen dürfen folgende Breiten (von Außen-

kante zu Außenkante gemessen) nicht überschreiten:

bei
beÍ

Re i hengräbern
Familiengräbern

$ ta
Grabmalgestaltung

Das Grabmal muß so gestaltet sein, daß die Würde des
Friedhofs als Ruhestätte der Toten gewährleistet bteibt.
Es darf nicht grob verunstaltend oder ärgerniserregend
wirken.
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s 19

Gründung, Erhaltung u Entfernung von Grabdenkmä lern

I ) Jedes Grabdenkmal muß seiner Größe entsprechend dauer-

haft gegründet werden.

2) Grabdenkmäler aus Stein, die höher als 1,00 m sind,
müssen auf mi ndestens 1 ,40 m TÍefe gründen '
Werden Grundfeste für die Grabsteine (Gründungen) von

der Gemeinde erstellt, sind ausschließlich diese zu

verwenden

3) Der GrabbenutzungsberechtÍgte hat das Grabdenkmal in

einem ordnüngsgemäßen, verkehrssicheren Zustand zu

erhalten. Er. i st für Schäden verantwortl ich, die ins-
besondere durch umfal len des Grabdenkmal s oder Ab-

stürzen Von Tei len desselben Verursacht werden. Grab-

denkmäler, die umzustürzen drohen, oder wesentl iche

Zeichen der Zerstörung aufwei sen, können nach Voran-

gegangener Aufforderung auf Kosten der Verpflichteten
entf ernt werden, v,,enn er sich weigert, die wiederher-

stel lung vorzunehmen oder innerhalb der gestel Iten

Frist durchzuführen. Davon unberührt bleibt das Recht

der Gemeinde, iffi Fal te drohender Gefahr ohne vorherige
Benachri cht i gung des Benutzungsberecht i gten das Er-

forderliche zu veranlassen.

4) Grabdenkmäler, Einfriedungen, Einfassungen und son-

stige baul iche Anlagen (s t0) dürfen vor Ablauf der

Ruhefri st oder des Benutzungsrechts nur mit Zustimmung

der Geme i nde entfernt werden.
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5) Nach Ablauf der Ruhefrist, bzw. des Benutzungsrechts
sind die Grabdenkmäler zu entfernen. Sie gehen, falls
sie nicht innerhalb von 3 Monaten nach der schrift-
Iichen Aufforderung der Gemeinde entfernt werden, nach
der mit jedem Grabmaleigentümer geschlossenen VereÍn-
barung in das Eigentum der Gemeinde über. Sind Be-
nutzungsberechtigte nicht bekannt, ergeht die schrift-
I i che Aufforderung durch öffent I i che Aufforderung i n
ortsübl icher Weise.

6) Künstlerisch oder geschichtl ich wertvol le Grabdenk-
mäler unterstehen dem besonderen Schutz der Gemeinde.
Die Entfernung oder Änderung solcher Grabmäler bedarf
der Er I aubn i s der Geme i nde.

TEIL IV

Das Leichenhaus

. S2o

Benulzung des Leichenhauses

1 ) Das Leichenhaus dien t zur AufbeThrung
al ler im Gemeindegebiet Verstorbenen,
,stattet oder überführt werden und zur
Aschenresten feuerbestatteter Le i chen
setzung im Friedhof.

der Le i chen

bis sie be-
Aufbahrung von

bis zur Bei-
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2) Die Toten b,erden in der
Besucher und Angehörige
dem Aufbahrungsraum.

Leichenhalle
haben keinen

aufgebahrt.
Zutritt zt)

3) In der Regel wird im geschlossenen Sarg aufgebahrt.

4) Für die Beschaffenheit von Särgen und Sargaus-

stattungen gelten die Vorschriften des S 20 der

1 . Be stV0.

S 21

Benutzungszt,rang

1 ) Jede Leiche der im Gemeindegebiet Verstorbenen

nach Vornahme der ersten Le i chenschau i nnerha I b

von B Stunden nach dem Tode Ín das Leichenhaus

verbringen. Die Nachtstunden von 18.00 bis 6.00

zählen dabei nicht mit.

i st

zu

Uhr

2) Die von einem 0rt außerhalb des Gemeindegebietes

überführten Le i chen s i nd unverzüg I i ch nach Ankunft
in das Leichenhaus zu verbringen, falls nicht die
Bestattung unmittelbar nach der Ankunft stat!findet.

3 ) Ausnahmen können gestattet werden, I^/enn

die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen aus-

wärtigen Bestattungsort zuY früheren Einsargung

freigegeben und innerhalb einer Fri st von I Stunden

überführt wird.
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S zz

Le i chentransport

1 ) DÍe Beförderung der Leichen der im Gemeindegebiet
Verstorbenen zum Friedhof sowie vor der Bestattung
zwischen Leichenhaus und Grab, ist Sache der Ver-
pfl ichteten nach S t der 1. BestV0.

2) Für den Transport vom LeÍchenhaus zun Grab stet lt
die Gemeinde auf Antrag einen Sargv\ragen zur Ver-
fügung.

Die Verrichtungen
Leichen ist Sache

1. BestV0.

1 ) Bestattung im

bestattung von

die Beisetzunq

s 23

Le i chenperson

des Reinigens und Umkleidens von

der Verpflichteten nach S I der

TE I L V

Bestattungsvorschr i ften

$z+

AI lgemeines

Sinne dieser Satzung ist die Erd-
Leichen oder Leichentei len sowie
von Aschenurnen in Familiengräbern

unter der Erde.
Di e Bestattung i st durchgeführt , wenn das Grab

eingefüllt ist.



2) Die

den

16

Bestattung ist der Gemeinde spätestens 36 Stun-
vorher anzuze i gen.

3) Bei der Anzeige einer Aschenbeisetzung ist die
standesamtl iche Urkunde und die Bescheinigung
über die Einäscherung vorzulegen.

4) Aschenreste und Urnen müssen entsprechend den Vor-
schriften des $ 16 der 1. BestV0 gekennzeichnet
sein.

S 25

Beerd i gung

1 ) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Gemeinde im

Benehmen mit den Hinterbl Íebenen und dem zuständigen
Pfarramt fest.

2) Nach Beendigung der kirchl ichen Handlungen wird der
Trauerzug zum Grabe geleitet.

3) Na'chrufe, Kranzniederlegungen oder musikalische
Darbietungen dürfen erst nach Abschluß der rel igiösen
Zeremon i en erfo I gen .

S 26.

Ruhefrist

Die

für
für

Ruhefrist bis zur Wiederbelegung

Verstorbene bis zu 7 Jahren
Verstorbene über 7 Jahren

beträgt

10 Jahre,
20 Jahre.
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Szt
Le i chenausgrabung und Umbettung

I ) Leichenausgrabungen und Umbettungen dürfen nur
mit Erlaubnis der Gemeinde vorgenommen t,'/erden.

Die Erlaubnis wird nur ertei lt, h,enn ein wichti-
ger Grund die Störung der Totenruhe und die
Unterbrechung der Verwesung rechtfert i gt.
Soweit Ausgrabungen nicht von eÍnem Gericht
oder einerBehörde angeordnet werden, sollen sie
nur in den Monaten 0ktober bis März und zwar nur
außerhalb der Besuchszeiten erfqlgen. Zur Aus-
grabung bedarf es eines Antrages des Grabbe-

nulzung s berec ht i gten .

2) Der Zeitpunkt der Leichenausgrabung i st dem

Staatl. Gesundheitsamt vorher rechtzeitÍg mitzu-
teilen.

3) Angehörige und Zuschauer dürfen der Ausgrabung

bzw. der Umbettung nicht beiwohnen.

4) Die Leichen von Personen, dÍe an einer übertrag-
baren Krankheit verstorben sind, dürfen nur um-

gebettet werden, wenn das Gesundheitsamt zuge-
stimmt hat.
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TE I L V I

0rdnungsvorschriften

s 28

Besuchsze i ten

1 ) Der Friedhof ist tagsüber geöffnet und zwar in
der Zeit vom 01. April bÍs 30. September
zwiSchen 8.00 und 21 .00 Uhr und.in
der Zeit vom 01. Oktober bis 31. März
zwi schen 8.00 und 1 8.00 Uhr.
Der Friedhof darf nur während der Besuchszeiten
betreten t^lerden.

2) Be i dr i ngendem

nahmen von der
Bedürfnis kann die
Regelung in Absatz

Gemeinde Aus-
1 zul assen.

S2e
Verhalten im Friedhof

1 ) Jeder Besucher des Friedhofs hat sich ruhig und
der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten.

2) Ki nder unter 1 0 Jahren i st das Betreten des Fried-
hofs nur in Begleitung Erwachsener gestattet.

3 ) Den Anordnungen der Geme i nde haben d i e Besucher
Folge zu leisten.
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$ go

Arbeiten im Friedhof

1) Arbeiten im Friedhof , die gewerbsmäßig vorgenommen

werden , bedürfen der Er I aubn i s der Geme i nde. Di ese

kann versagt oder wieder entzogen werden, IÁrenn die
ordnungsgemäße Ausführung nicht gewährleistet ist,
oder wenn trotz Abmahnung gegen die Friedhofsatzung
oder Anordnungen der GemeÍnde verstoßen wird.

2) Die Erlaubnis ist schriftlich
beantragen. Der Antragste I I er
nisbescheid, der gleichzeitig
Berechtigung zur Vornahme der

bei der Gemeinde zu

erhält einen Erlaub-
als Ausweis für die
Arbeiten gilt.

3 ) An Nachmittagen vor Sonn¡i und Feiertagen dürfen
gewerbl iche oder ruhestörende Arbeiten im Friedhof
nicht vorgenommen werden. Arbeiten zur Durchführung
von Bestattungen s i nd davon ausgenommen.

4) Während der Bestattungsze i ten i st d i e Vornahme

ger,rerblicher oder störender Arbeiten in der Nähe

des Bestattungsortes untersagt.

5) Den zur Vornahme gellerbl icher Arbeiten Berechtigten
ist -soweit erforderlich - die Benutzung der Fried-
hof swege mit geeigneten Fahrzeugen gestattet. L'lege

und sonstige Anlagen dürfen dabei nicht über das

übl iche Maß hinaus beansprucht werden.

6) ?i. Arbeitsplätze sind nach Beendigung deriArbeiten
wieder in ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen.

7) Wer

von

unberechtigt
der Geme i nde

get,\,erbl iche ArbeÍten ausf ührt, kann

aus dem Friedhof vert',rÍesen werden.
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Ve rbote

Fr i edhof i st verboten :

Tiere, insbesondere Hunde nitzunehmen,
zu rauchen und zu lärmen,
die Wege mit Fahrzeugen aller Art, insbesondere auch

mit Fahrrädern zu befahren, soweit nicht eine be-
sondere Erlaubnis durch die Gemeinde erteilt wird oder
ger^rerbl iche Arbeiten im Sinne des S 30 Abs. 5 ausge-
führt werden,
Waren al Ier Art, insbesondere Blumen und Kränze fei 1-

zuhalten,
Druckschriften ohne Erlaubnis ztJ verteilen,
get^terbl iche oder sonstige Leistungen anzubieten,
I{ege, PIätze und Gräber zu verunreinigen,
Abfälle an anderen 0rten abzulagern, als an den hier-
für vorgesehenen und gekennze i chneten P I ätzen ,

Grabschmuck in den Friedhof einzubringen bzw.

in Abfallbehältnissen und Abfallagerplätzen
abzulagern, der nicht wÍederverwertbar ist,
unpassende Gefäße (2.8. Konservendosen u. ä. Gegen-

stände) auf Gräbern aufzustellen oder solche Gefäße

und Gießkannen im Bereich der Gräber abzustel len,
fremde Grabplätze ohne Erlaubnis der Gemeinde und ohne

Zustimmung des Grabnutzungsberechtigten zu photo-
graph i eren .

TeÍl VII

Schlußbestimmungen

s 32

Bisherige Benutzungsrechte von unbegrenzter Dauer an

Grabplätzen erlöschen, fal ls sie nicht innerhalb
von 5 Jahren nach Inkrattreten 'dieser Satzung neu er-
worben werden.
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7
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10.

11.



1 ) Die Gemeinde kann zur Erfül Iung der nach dieser
Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen
für den Einzelfal I erlassen.

2) Für die Erzwi'ngung der in dieser Satzung vorge-
schriebenen Handlungen, eines DuÌdens oder Unter-
lassens gelten dÍe Vorschriften des Bayer. V.l-
waltungszustel Iungs- und Vol Istreckungsgesetzes.

S34
Haftungsaussch I uß

1 ) Die Gemeinde übernimmt für Bêschädigungen, die
durch n i cht satzungsgemäße Benutzung der Fr i edhofs-
an I agen entstehen und fi¡r Schäden , d i e durch Beauf-
tragte dritter Personen verursacht werden, keine
Haftung.

2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus der
Benützung der Friedhofsanlagen ergeben, nur dann,
u/enn einer Person, deren sich die Gemeinde zu? Er-
fül lung ihrer Verpfl ichtungen bedient, Vorsatz
oder Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden kann.

S ss

Zuwiderhandlungen

s

Anordnungen für den

21

33

Einzelfal I, Zwangsmittel

Satz 2 der GemeindeordnungNach Art. 24 Abs. 2

mit Geldbuße bis zu

1 . den Vorschri ften
zuwi derhande I t,

1.000,--DM belegt werden,

über den Benutzungszwang

kann

wer

(SS 2 u. 21)
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entgegen der Bestimmung des S tq Abs.1 den Vor-
schriften über die Pflege unClnstandhaltung der
Gräber zuwiderhandelt,

ohne Erlaubnis der Gemeinde Grabdenkmäler, Ein-
friedungen, Einfassungen und sonstige baul iche
Anlagen errichtet oder ändert (S 16 Abs. 1),

den Bestimmungen über die Größe der Grabdenkmäler
und Einfassungen zuwiderhandelt (S 17),

ohne Erlaubnis der Gemeinde Leichenausgrabungen
und Umbettungen (S 27 Abs.1 Stz.1) vornimmt,

ohne Erlaubnis der Gemeinde im Friedhof Arbeiten
gewerbsmäßig vorn Ímmt {$ :o ¡ ,

gegen ein Verbot des S gt verstößt.

S 36

Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung

i n Kraft.

Außern ell, 10.12. 1993

Fär
1 . Bür

er
erme i ster


